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Die Gemeinde A Y I N G 

erläßt auf Grund § 2 Abs. 1 und §§ 9 und 10 Baugesetzbuch 
-BauGB-, § 2 BauGB-MaßnG, Art. 98 der Bayerischen Bauordnung 
-BayBO- und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat 
Bayern -BayGO- diesen Bebauungsplan als 

S A T Z U N G 

A. FESTSETZUNGEN DURCH PLANZEICHEN 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des 
Bebauungsplanes 

Allgemeines Wohngebiet (§4 BauNVO) 

Dorfgebiet (§5 BauNVO) 

Mischgebiet (§6 BauNVO) 
In den der St 2078 zugewandten Räumen ist nur 
eine gewerbliche Nutzung zulässig. Eine 
Wohnnutzung ist ausschließlich in den straßen-
abgewandten Räumen zulässig. Tankstellen nach 
Abs. 2 Nr. 7 sind nicht zugelassen. 

Abgrenzung der Daugebiete nach 

Satteldach 

Dachneigung in Grad 

Hauptfirstrichtung der Satteldächer 

2 Vollgeschoße als Höchstgrenze 

2 Vollgeschoße zwingend 

Grundflächenzahl z.B. 0,35 

Geschoßflächenzahl z.B. 0,40 

Baugrenze 

offene Bauweise 

besondere Bauweise 
(Gebäudelänge mehr als 50 Meter) 
Die Außenwandoberfläche ist möglichst schall­
absorbierend auszuführen. 

^̂ " [^ Flächen für Garagen 

16. E&3 Flächen für Stellplätze (nichtöffentlich) 
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17. — /^M^ öffentliche Parkstreifen/Parkbuchten 
P 

18. -L̂ ——JW",- öffentliche Parkstreifen im St raßenbeglei tgrün . 
Diese sind mit wasserdurchlässigem Belag wie 
Schotterrasen, Rasengittersteine oder Großkopf­
pflaster mit Rasenfuge herzustellen. 
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19, 

20, 

21 , 

22, 
-Z. 

\^jmm&ms. 

23 

Straßenbegrenzungsli nie 

öffentliche Verkehrsflächen 

öffentliche Verkehrsflächen, Verkehrsmischung 

Straßenbeglei tgrün 
Zufahrten im Bereich von Straßenbegleitgrün 
sind mit wasserdurchlässigem Belag wie 
Schotter rasen, Rasengittersteine oder Groß­
kopfpflaster mit Rasenfuge herzustellen. 

Sichtdreieck 
Sichtdreiecke sind von jeder Bebauung, Be­
pflanzung und Lagerung von mehr als 0,80m 
Höhe, gemessen am angrenzenden Fahrbahnrand, 
freizuhalten. Ausgenommen sind einzeln steh­
ende, hochstämmige Bäume mit einem Astansatz 
von mind. 2,50m Höhe. 
Eine Wandwirkung darf nicht entstehen. 

24, 

25, 

26, 

27, 

/^r = 8.0 Kurvenradius in Meter 

• > 1̂,0 > Maßangabe in Meter 

i:̂  Zufahrt für Garagen bzw. Stellplätze 

500a 

28, 

öffentlicher Kinderspielplatz 
Größe und Ausstattung nach DIN 18034. Größen­
angabe in m2. Die "Bek. des Bayr. Staatsmini­
steriums für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen V. 21.06.1976 über die Gefährdung von 
Kindern durch giftige Pflanzen" (LUMBl v. 
27.08.1976) ist zu beachten. 

zu pflanzende Bäume bodenständiger Art: 
z.B. Linde, Esche, Eberesche, Eiche, Ahorn 
Stammumfang 18/20 cm (im privaten Bereich) 
Stammumfang 20/25 cm (im öffentl. Bereich) 
Abstand: vom Fahrbahnrand St 2078: 1,50 m 

sonstigen Straßen: 0,50 m 
von landwirtschaftl. 
genutzten Flächen 4,00 

29 25 4) 
private Ort 
3 bis 4-rei 
Gehölzen wi 
Hartriegel, 
Liguster, H 
Schneebai 1, 
Mi ndestpfla 
Mindestpfla 
Ausgeschlos 
pressen und 
rotlaubige 
Rotdorn und 

m 

srandeingrünung: 
hige Bepflanzung mit heimischen 
e: 
Kornelkirsche, Pfaffenhütchen 

eckenkirsche, Wildapfel, Schlehe, 
Wildrosen, u.a. 
nzgröße 125/150 cm, 2x verpflanzt, 
nzdichte 1 Strauch je 1,5 m2 
sen sind Thujen, Fichten, Scheinzy-
rotlaubige Arten wie Blutpflaume, 

Berberitze, Blutbuche u.a. sowie 
Wei ßdorn. 

30 ^ l 3 Immissionsortnummer 
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B. FESTSETZUNGEN DURCH TEXT 

1. Mindestgröße der Baugrundstücke: 

1.1 Die Mindestgröße der Grundstücke muß pro Wohneinheit 
mindestens 400 m2 betragen. 

2. Baukörper. Baumasse: 

2.1 Proportion der Baukörper 
Die Gebäude sind als langgestreckte Baukörper zu errichten. 
Sie sollen bei maßstäblicher Höhenentwicklung ruhig und ge­
schlossen wirken. Anbauten und Nebengebäude sind dem Haupt­
gebäude gestalterisch anzugleichen. Die Firstrichtung der 
Gebäude ist parallel zur längeren Gebäudeseite anzuordnen. 

2.2 Höhe der Gebäude 
Kellerdecke: Die Höhe der Kellergeschoßrohdecke darf im 

Mittel max. 20 cm über der natürlichen oder 
der vom Kreisbauamt festgelegten Geländehöhe 
betragen. 

Kniestock: Über der Obergeschoßdecke ist ein Kniestock 
von maximal 30 cm zulässig. (OK Rohdecke-
Schnittpunkt ünterkante Sparren/Außenfläche 
Wand). 

2.3 Garagen 
Die Wandhöhe von Garagen und Nebenräumen an Grundstücks­
grenzen darf im Gebiet WA und MD maximal 3,00 m betragen. 
Zur Sicherung des Lärmschutzes sind im Gebiet MI die 
Garagen mit einer Wandhöhe von 3,20 m und einer Firsthöhe 
von 5,20 m zu errichten. Die straßenseitige Wand muß ein 
Flächengewicht von mind. 10 kg/m2 und ab 1 m über dem 
Boden ein Absorptionsmaß von mind. 8 dB aufweisen. 

Garagen sind nur innerhalb von Garagenbauräumen oder Bau­
grenzen zulässig. Flächen von Garagen und deren Neben­
räumen, die innerhalb von Wohngebäuden integriert und über­
baut sind, werden nicht zu den Qeschoßflachen mitange­
rechnet . 

2.4 Abgrabungen 
Abgrabungen sind nur an einer Gebäudeseite bis zu einer 
Länge von 1/3 der Gebäudelänge zulässig. Im Vorgartenbe­
reich sind Abgrabungen unzulässig. 

2.5 Abstandsf 1ächen 
Hinsichtlich der Einhaltung von Abstandsflächen haben die 
landesrechtlichen Bauvorschriften Vorrang gegenüber 
satzungsrechtlichen Regelungen des Bebauungsplanes. Die in 
der BayBO getroffenen Aussagen über die Abstandsflächen 
sind einzuhalten. 

3. Gestaltung des Daches: 

3.1 Dachneigung: 23 - 30 Grad 
Sollte sich aufgrund der Ziff.C.2.3 (First­
höhe der Garagen 5,20 m) eine steilere 
Dachneigung ergeben, so ist diese ausnahms­
weise zulässig. 
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3.2 Dachüberstände: 
Hauptgebäude: Ortgang mind. 1,00 m 

Traufe mind. 1,10 m (bezogen auf Hauptbau­
körper) 

Nebengebäude: Ortgang und Traufe mind. 0,60 m 

3.3 Dacheindeckung: Dachpfannen, Farbe hell- bis dunkel rot 

3.4 Dachgaupen: Dachgaupen sind unzulässig 

4. Gestaltung Außenwand: 

4.1 Harmonie eines Bauquartiers: 
Sämtliche Bauten sind in Höhe, Außengestaltung und Material 
aufeinander abzustimmen. jQaragen und Gebäude an einer ge­
meinsamen Grundstücksgrenze müssen in gleicher Höhe, Dach-
form_y.. Dachneigung zusammengebaut werden. Der First ist 
hierbei senkrecht zur Grundstücksgrenze anzuordnen. 

4.2 Zu verwendende Materialien: 
Die Außenwände der Häuser sind hell zu verputzen und / oder 
stockwerksweise bzw. durchgehend mit senkrechter Holzver­
schalung (Farbe natur bis mittelbraun) zu verkleiden. Der 
Sockel darf farblich nicht vom Fassadenputz abgesetzt 
werden. 

4.3 Fenster, Türen und Tore (außen), Vordächer: 
Fenster und Türen sind aus Holz zu erstellen und maß­
stäblich zu unterteilen. Die Sichtflächen von Garagentoren 
sind mit Holzaufdopplung zu versehen. 

5. Werbeanlagen: 

5.1 Werbeanlagen sind nur als nicht selbstleuchtende Anlagen 
bis max. Brüstungshöhe 1. Obergeschoß zulässig. 

6.Ei nf r i edungen: 

6.1 Einfriedungen gegenüber öffentlicher Verkehrsflächen, seit­
lichen und rückwärtigen Grundstücksgrenzen sind als sockel­
lose, senkrechte Holzlatten- bzw. Staketenzäune oder 
Maschendraht mit Heckenhinterpflanzung, Höhe max. 1,2o m, 
zu errichten. Garagenvorplätze bzw. Garagenzufahrten 
entlang der Staatsstraße St 2078 dürfen bis auf eine Stau­
raumtiefe von 5 m nicht eingefriedet werden. 
Tierdurchschlupfe sind durch ca. 15 cm Bodenfreiheit 
oder Schlupflöcher (ca. alle 15 Meter) zu ermöglichen. 

7. Gestaltung der unbebauten Flächen: 

7.1 Die unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke sind mit 
heimischen Gehölzen zu bepflanzen und zu begrünen, soweit 
sie nicht als Geh- und Fahrflächen anzulegen sind. Je 200m2 
Grundstücksfläche ist mindestens 1 großkroniger Baum mit 
Stammumfang 18-20 cm bzw. 2 kleinkronige Bäume mit Stamm­
umfang 16-18 cm zu pflanzen und zu erhalten. Heimische 
Obstbäume und Beerensträucher sind bei der Bepflanzung zu 
bevorzugen. Die im Planteil festgeset?ten Bäume werden 
angerechnet. 

7.2 Garagenzufahrten und offene Stellplätze sind mit wasser-
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durchlässigem Belag wie Schotterrasen, Rasengittersteine 
oder GroßkopfPflaster mit Rasenfuge herzustellen. 

7.3 Für Wohnanl 
Drei spänne 
Müllfah 

nanlagen (ausgenommen Ein-, Zweifamilienhäuser oder 
nner) sind Mül1 Sammelplätze unmittelbar an den für 
rzeuge befahrbaren Straßen herzustellen. 

7.4 Bei den Bauanträgen ist die Freiflächengestaltung und Be-
pflanzung durch einen Freiflächengestaltungsplan nachzu­
weisen. 

8. Immissionen: 

8.1 Für alle innerhalb des Plangebietes zur Ausführung 
kommenden gewerblichen Nutzungen ist zum jeweiligen Bau­
antrag oder Antrag auf Nutzungsänderung ein Schallschutz­
gutachten vorzulegen, das unter Berücksichtigung des je­
weils zugehörigen Fahrverkehrs und sämtlicher im Einwirkbe­
reich liegenden Anlagen und Betriebe die Einhaltung der 
gemäß TA Lärm und VDI 2058, B1, zulässigen Immissionsricht­
werte und maßgeblichen Spitzenpegel nachweist. Ausnahmen 
hiervon sind im Einzelfall mit Zustimmung der Immissions­
schutzbehörde beim Landratsamt möglich. (z.B. bei lärmarmen 
Nutzungen.) 

8.2 An der Nord- und Südseite des Gebäuderiegels im Mischgebiet 
und der Nord-, Ost- und Südseite des Gebäudes im Dorfgebiet 
angeordnete notwendige Fenster von Schlaf- u. Kinderzimmern 
müssen hinter einem Wintergarten liegen oder es müssen die 
betreffenden Räume mit einer schal 1 gedämmten Belüftungsein­
richtung ausgestattet werden. Die Belüftungseinrichtung 
darf die Schalldämmung der Außenhaut nicht mindern. 

8.3 Bei den Gebäuden im Mischgebiet müssen die lärmbeaufschlag­
ten Außenflächen (einschl. Seitenflächen, bei Dachgeschoß­
ausbau einschl. Dachhaut) der einzelnen Aufenthaltsräume 
(Art. 48 BayBO) ein resultierendes SchalIdämmaß R'w.res von 
40 dB und bei dem Gebäude im Dorfgebiet eines von 35dB auf­
weisen. Bei gewerblich genutzten Räumen ist ein um 5 dB(A) 
niedriegeres Schalldämmaß ausreichend. Die Einhaltung der 
SchalIdämmaße ist beim jeweiligen Bauantrag oder im Falle 
des Genehmigungsfreistellungsverfahrens zum Zeitpunkt des 
Baubeginns über ein SchalIschutzgutachten nachzuweisen. 

TABELLE 5. Erforderliche Schalldämmung 
Immissions- maßgeblicher Lärmpegel- erforderl. R'w.res 
ort Außenlärmpe- bereich nach der Außenbauteile 

gel in dB(A) DIN 4109 in dB 

I 3 

I 4 

EG 
OG 
DG 
EG 
OG 
DG 

67 
68 
68 
66 
67 
67 

IV 
IV 
IV 
IV 
IV 
IV 

40 
40 
40 
40 
40 
40 

I 5 

I 6 

EG 
OG 
DG 
EG 
OG 
DG 

69 
69 
69 
67 
68 
68 

IV 40 
IV 40 
IV 40 
IV 40 
IV 40 
IV 40 



-7-

C. HINWEISE 

2. _><-_D->^ 

Bestehende Grundstücksgrenzen 

Grundstücksgrenzen die entfallen sollen 

Vorgeschlagene Grundstücksteilung, unverbindlich 

Flurstücksnummer 

=• V// 
' 

6 . 

7 I I -
8 . W 

8 a . 

Y/A 

1 1 

9. 

10 

11 

12 

13 

Vorhandene Hauptgebäude 

Vorhandene Nebengebäude 

Vorgeschlagene Form der Baukörper 

Vorhandene Wasserleitung 

Bis zum Anschluß an eine öffentl. Kanalisation 
sind pro Wohneinheit mind. 400 m2 Grundstücks­
fläche erforderlich. 

Durch die Bewirtschaftung der angrenzenden 
landwirtschaftlichen Nutzflächen und die im 
weiteren Umgriff vorhandenen Hofstellen kann es 
zu negativen, jedoch ortsüblichen Auswirkungen 
auf das Plangebiet durch Lärm-, Staub- und Ge­
ruchsimmissionen kommen; auch an Sonn- und 
Feiertagen sowie nachts. 

Bei der straßennächsten Bebauung an der St 2078 
(Immissionsorte I 2 bis I 7 im Mischgebiet) 
sowie im Dorfgebiet werden die Orientierungs­
werte (Beiblatt 1 zu DIN 18005, Teil 1) aufgrund 
des von der St 2078 und der M8 einfallenden 
Verkehrslärms überschritten. 

Bei dem Gebäude im Dorfgebiet sind die Schlaf­
räume aus Lärmschutzgrunden nach Möglichkeit 
auf die Westseite auszurichten. 

Im Hinblick auf die Luftreinhaltung und Energie­
einsparung wird Erdgas als Brennstoff und die 
Verwendung von Solaranlagen empfohlen. 

Unverschmutztes Niederschlagswasser von Dächern 
und sonstigen Flächen (auch Verkehrsflächen im 
Planungsgebiet) ist zu versickern. Hierfür ist 
eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 
Wird Niederschlagswasser außerhalb der Grund­
stücke beseitigt oder gesammelt in ein ober-
oder unterirdisches Gewässer eingeleitet, so ist 
dafür ebenfalls eine wasserrechtliche Erlaubnis 
vom Landratsamt München notwendig. 
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D. VERFÄHRENSVERMERKE 

Der Entwurf des Bebauungsplanes wurde mit der Begründung 
gemäß §3 Abs. 2 BauGB auf die Dauer eines Monats 
vom ^.'.^4<:^f^. -f^^r bi s ^?'. •TP'A-f ."7^^. . . . 
im Rathaus öffentlich ausgelegt. 

0 2. Okt. 1995 
Aying, den 

Siegel t I •• r,-7i-7— : . ' \ 

1 . Bürgermeister 

Die Gemeinde, Aying hat mit Beschluß des Gemeinderates 
vom ^^i-rft^'^i^y^i/l^rlien Bebauungsplan gemäß §10 BauGB als 
Satzung beschlossen. 

0 2. Okt. 1995 
.^--^ Ay ing , den 

Siegel 
. / 1. Bürgermeister 

Das Genehmigungsverfahren für den Bebauungsplan gemäß §11 
Abs. 1 und 2 BauGB wurde durchgeführt. Vgl. Bescheid des 
Landratsamtes München ^ . .„, , _ 
vom ^4^: (P^i^4'r: ^^Sf^nr. ?A<^r.4f.^K^^ 

Siegel 

Aying. den ̂  . A \ P.Kt MS, 

1 . Bürgermeister 

Die fRM''P,ÖJphrung des Genehmigungsverfahrens wurde am 
J.«I .UKt. .1995 ortsüblich durch Anschlag an den Gemeindetafeln 
{Amtsblatt der Gemeinde vom N r . — — .'. . .•—;-'•. .••;->• 
bekanntgemacht. Der Bebauungsplan ist damit nach §12 Satz 4 
BauGB rechtsverbindlich. Der, Bebauungsplan kann ab ! .1 M | , .fööß 
auf Dauer in ^&^r.^'''.'^J'^.^.^.^/fni'^'i . . . eingesehen werden.^^ 

S^.^ Aying. .». / ' ̂ ^sOKt 1995, den 

Siege 
i:''oi 1. Bürgermeister 


